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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


1. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Nachdem die amerikanische Regierung wie 
Wissenschaft in hohem Maß von dem Berufs- 
wechsel von Wissenschaftlern zwischen Uni- 
versität, Regierung und Industrie profitiert 
und in England eine Kommission (Task Force 
on Interchange of Scientists) zu demselben 
Thema einen Untersuchungsbericht vorgelegt 
hat, um diesen Austausch zu fördern, frage ich 
die Bundesregierung, ob bei ihr ähnliche 
Pläne bestehen, und wenn ja, wie sie gedenkt, 
diese in die Praxis umzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


2. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bishe- 
rige Tätigkeit der Deutschen Rettungsflug- 
wacht e. V., und — im Falle positiver Beurtei- 
lung — welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, die Hilfsmöglichkeiten dieser 
Organisation einer breiteren Öffentlichkeit 
bekanntzumachen? 


3. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Neumeister 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die neue 
niederländische Regelung, wonach bei jeder 
Fernsehwerbung für Süßigkeiten im Interesse 
einer breiten Karies-Prophylaxe gleichzeitig 
eine überdimensionierte Zahnbürste gezeigt 
werden muß, und es verboten ist, Süßwaren- 
werbung im Fernsehen vor 20 Uhr und unter 
Mitwirkung von Kindern unter 14 Jahren zu 
zeigen, und würde sie ähnliche Regelungen 
auch in der Bundesrepublik Deutschland für 
geeignet halten? 


4. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Neumeister 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung im Hinblick auf die 
jüngst vom Deutschen Bundestag trotz der 
praktizierten Selbstbeschränkung der Indu- 
strie beschlossenen Werbeeinschränkungen für 
Tabakerzeugnisse auch in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Selbstbeschränkung der Süß- 
warenindustrie bei ihrer Fernsehwerbung, so- 
weit sie sich an Kinder richtet, für notwendig? 
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5. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


6. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


7. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 

9. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


10. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


11. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, die Erforschung von Diagnose und 
Therapie psychischer Erkrankungen ebenso 
zu fördern wie bisher schon andere Bereiche 
der Human-Medizin? 


Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, 
daß die Resozialisierung und Rehabilitierung 
von psychisch Erkrankten nach ihrer Heilung 
eher erschwert bzw. fast unmöglich ist, und 
was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Welche Gründe haben den Staatssekretär im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit, Professor Dr. Wolters, veranlaßt, 
in seinem Briefwechsel mit dem Stellvertreter 
des Ministeriums für Gesundheitswesen der 
Deutschen Demokratischen Republik (veröf- 
fentlicht im Bulletin Nummer 53, S. 528) den 
Namen einer Bundesanstalt zu ändern und auf 
das Vv'ort , Deutsch' bei der Bundesanstalt 
„Deutsches Institut für medizinische Doku- 
mentation und Information in Köln" zu ver- 
zichten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bezeich- 
nung der Bundesanstalt „Deutsches Institut 
für medizinische Dokumentation und Informa- 
tion in Köln" dahin gehend zu ändern, daß 
künftig das Wort , Deutsch' entfällt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung der Ärztekammern, Hinweise auf 
Vorsorgeuntersuchungen auf Praxisschildern 
zu verbieten, und in welcher Form sollte es 
nach Auffassung der Bundesregierung Ärzten 
gestattet sein, für Vorsorgeuntersuchungen zu 
werben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bun- 
desverband Deutscher Ingenieure (BDI) ein 
Gutachten erstellt haben soll, wonach Klein- 
verbraucher von Erdgas, besonders aber die 
Hausfrauen an Erdgasherden, dürch unver- 
brennbare Stickoxydrückstände der Gefahr ge- 
sundheitlicher Dauerschäden ausgesetzt sind, 
und entwickelt die Bundesregierung Vorstel- 
lungen in der Weise, daß sie diese Äussagen 
nachprüft und gegebenenfalls veranlaßt, daß 
diese Gefährdung beseitigt wird, bzw. den 
Verbraucher entgegen der allgemeinen Wer- 
beparole „Erdgas ist ungefährlich" beim Kauf 
von Heiz- und Kochgeräten rechtzeitig über 
diese Gefahren aufklärt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach In- 
krafttreten des neuen § 184 StGB „Verbreitung 
pornographischer Schriften" zum Schutz der 
Jugend künftig außer der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften auch den Kirchen 
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und allen freien Vereinigungen der Jugend- 
wohlfahrt das Recht einzuräumen, Indizie- 
rungsanträge zu stellen? 


12. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, die ärztliche Vor- 
prüfung und den ersten Teil der ärztlichen 
Prüfung könnten auch Kandidaten bestehen, 
die mit 99 Fragen kaum ein Drittel aller ge- 
stellten Fragen richtig beantworten, und wann 
wird erkennbar sein, welche Auswirkungen 
dieses Prüfungsverfahren auf die Qualität der 
ärztlichen Ausbildung hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


13. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Dr. Ritz 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Straßmeir 


(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang haben sich die Deutsche 
Bundesbahn und die Deutsche Bundespost an 
den Kosten der Nahverkehrsträger in den 
Städten München, Frankfurt und Hannover 
im Haushaltsjahr 1973 beteiligt? 

In welcher Höhe werden sich die Deutsche 
Bundesbahn und die Deutsche Bundespost für 
1975 und für das nachfolgende Haushaltsjahr 
an den Kosten der Nahverkehrsträger in den 
oben genannten Räumen beteiligen? 

Y/elche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Aussage des Entwurfs eines 
Bundesraumordnungsprogramms für die For- 
derung nach Einordnung der Europastraße 8 
(E 8) von Rheine zur niederländischen Grenze 
sowie des niedersächsischen Teilstücks Bonn — 
Emden in die erste Dringlichkeitsstufe des 
Bundesfernstraßenausbauplans? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den 
innerdeutschen Verkehrsverhandlungen dafür 
einzusetzen, daß die Deutsche Reichsbahn, den 
Tarifen der Deutschen Bundesbahn entspre- 
chend, die Gewährung der Fahrpreisermäßi- 
gung für Kinder in Höhe von 50Vo künftig 
vom Beginn des 10. Lebensjahrs bis zum Be- 
ginn des 12. Lebensjahrs ausdehnt? 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß in den 
letzten Monaten die Diebstähle in internatio- 
nalen Schlafwagenzügen auf dem Strecken- 
netz der Deutschen Bundesbahn stark zuge- 
nommen haben? 

Ist es zutreffend, daß allein wirtschaftliche 
Gründe hinter dem geplanten Bau einer Rhein- 
staustufe bei Neuburgweier stehen, und welche 
anderen Lösungen, die die Belange des Um- 
weltschutzes und der Landschaftspflege besser 
berücksichtigen, sind denkbar? 
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19. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


21 . 


Abgeordnete 

Frau Slommel 


(CDU/CSU) 


22. Abgeordnete 

Frau Stommel 


(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


24. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


25. Abgeordneter 
Peiter 


(SPD) 


26. Abgeordneter 
Roser 


(CDU CSU) 


Ist (^s zutreffend, daß durch den deutsch-fran- 
zosisdu'u Staatsvertrag über den Oberrhein- 
ausbau von 1969 praktisch (üne Vorentschei- 
dung zugunsten der Rheinstaustufe gefallen 
ist, welche Kosten wird das geplante Projekt 
verursachen, und trifft es zu, daß auch ein 
Wasserkraftwerk mit in die Planung einbezo- 
gen werden soll? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch gesetz- 
liche Regelungen sicherzustcdlen, daß durch 
Einbau von technischen Sicherheitseinrichtun- 
gen auf Tankschiffen für das Be- und Ent- 
laden mit und von Öl Gefahren für Menschen 
und die Umwelt (Auslaufen von Öl in Gewäs- 
ser, Brandkatastrophen etc.) ausgc^schlossen 
we rden? 

Sind bei der Buruh^sregicmung ausreichende 
verkehrswirtsdiattliche Überlegungen zum Bau 
der Schnellbahnlinit' Köln - Clroß-Gerau ange- 
stellt w'orden, und hält die Bundesregierung 
tunt' Kosten-Nutzen- Analyse Kosten 1970, Nut- 
zen 1985 für aktuell und real vertretbar? 

Mält die Bundesregierung die Förderung des 
Nahverkehrs nicht für vordringlicher, und den 
Ausbau vorhandener Strecken nicht auch zur 
Verbesserung dt's Angebots im Fernverkehr 
volkswirtschaftlichc'r für sinnvoller? 

Wut' erklärt sich die Bundt;sregierung den Um- 
stand, daß in den Jahren 1969, 1970 und 1973 
die dem Land Schleswig-Holstein zugewiese- 
nen Bundesmittel für den kommunahm Stra- 
ßenbau nicht ausgeschoptt worden sind, und 
besteht die Gefahr, daß der wiederholte Ver- 
zicht auf dit'se Mittel zu einc'r Kürzung der ent- 
sprechenden Bundeszuweisungt'n an das Land 
Schleswig-Holstein führen wird? 

Wieviel Bundesmittel für den kommunalen 
Straßenbau hat die schleswig-holsteinische 
Landesregierung in diesem Jahr bereits abge- 
rufen, und ist die Behauptung zutreffend, daß 
wegen einer verspäteten Bereitstellung der 
Mittel durch den Bund die Länder nicht in der 
Lage sind, die Zuweisungen voll in Anspruch 
zu nehmen? 

Wie ist der derzeitige Stand der Überlegungen 
hinsichtlich der Zusammenlegung von Bundes- 
bahn- und Postreisedienst? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Verkehrsmuseum — Abteilungen für Post 
und Eisenbahnen -- in Nürnberg bei, und was 
ist von wem unternommen worden, um einen 
systematischen Ausbau und eine geschlossene 
und vollständige Unterbringung — in Abstim- 
mung mit welchen anderen Einrichtungen auf 
diesem Gebiet im freien Teil Deutschlands — 
sicherzustellen? 
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27. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, in der Nacht zum 
Rainer 3. Oktober 1974 seien am „DDR"-Kontrollpunkt 

(CDU CSU) Staaken aus Lauenburg kommende Lastwagen 

für eine Stunde einer eingehenden Kontrolle 
einschließlich einer Durchsuchung der Schlaf- 
kojen der Fahrer unterzogen worden, und was 
unternimmt die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — zur Abstellung dieses neuerlichen 
Verstoßes Ost-Berlins gegen das Vier-Mächte- 
Abkommen? 

Wie hoch ist der Verlust, den die Deutsche 
Bundespost dadurch erleidet, daß 5 “/ü der 
neuen Fernsprechbücher (= 750 000 Stück) im 
letzten Jahr weder abgeholt noch zugestellt 
werden konnten? 

Welche Verluste entstehen der Deutschen Bun- 
despost dadurch, daß ca. 34 Millionen Fern- 
sprechbücher mit einem durchschnittlichen Ge- 
wicht von 1,5 kg pro Stück jährlich nicht zu- 
rückgegeben, sondern anscheinend von den 
Benutzern überwiegend behalten oder wegge- 
worfen werden? 

Trifft es zu, daß die DDR eine Berlin-Brief- 
marke mit der Aufschrift „Hauptstadt der 
DDR" herausgegeben hat, und welche Maß- 
nahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
unternehmen, angesichts der Tatsache, daß die 
DDR vor einigen Jahren die Beförderung von 
Briefen aus der Bundesrepublik Deutschland, 
die mit einer Briefmarke mit dem Bildnis des 
Dresdner Zwingers frankiert waren, abgelehnt 
hat? 

31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 

Schmidhuber schaftlichen Konsequenzen der Entscheidung 

(CDU CSU) der Intendanten von ARD und ZDF, die Test- 

bildsendungen an Montagen einzustellen? 

32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihre postalische 

Dr. h. c. Wagner Organisation den Ergebnissen der Gebietsre- 
(Günzburg) form in den einzelnen Bundesländern anzupas- 

(CDU/'CSU) sen, um insbesondere Erschwernisse für die 

Benutzer von Fernmeldeeinrichtungen zu ver- 
meiden, die sich dadurch ergeben, daß verein- 
zelt die Grenzen eines Fernmeldebereiches 
sich nicht mehr mit den politischen Grenzen 
decken? 

33. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich nach den Erkenntnis- 

Jäger sen der Bundesregierung die Folgekosten der 

(Wangen) von ihr geplanten Aufhebung der OPD Tübin- 

(CDU CSU) gen, und welche echten Einsparungen sind 

demgegenüber von einer solchen Maßnahme 
für die Deutsche Bundespost zu erwarten? 


30. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/'CSU) 
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34. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung angesichts der ein- 
gehend begründeten Einwendungen der Lan- 
desregierung von Baden-Württemberg und an- 
gesichts der übereinstimmenden Kritik seitens 
der zuständigen Gewerkschaften an ihrem Be- 
schluß festhalten, die OPD Tübingen aufzu- 
lösen, der für über 400 Postbedienstete schwere 
soziale Härten mit sich bringen würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 
Dr. Kraske 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


37. Abgeordneter 
Hofmann 
(SPD) 

38. Abgeordneter 

Hofmann 

(SPD) 


39. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


40. Abgeordneter 
Berger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit ihrem Reaktorsicherheitskonzept 
die Pressemeldungen vom 23. September 1974 
über Schäden an Atomreaktoren in den Ver- 
einigten Staaten, und sind derartige Schäden 
auch bei deutschen Kernkraftwerken, die in 
Betrieb sind oder geplant werden, vorgekom- 
men oder möglich? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung der üS-Atomenergiekommission, auf 
Grund von Rissen im Kühlsystem von Reakto- 
ren zusätzliche Vorsichtsmaßnahmen einzu- 
führen, durch die die Verfügbarkeit von US- 
Kernkraftwerken reduziert wird, und ist anzu- 
nehinen, daß durch solche oder ähnliche Risi- 
ken im Bereich der deutschen Kernkraftwerke 
Störungen eintreten könnten und die geplan- 
ten Versorgungsanteile aus dem Kernkraft- 
bereich nidit erreicht werden? 

Wie hoch sind die Bundesmittel im Haushalt 
1975 für die institutioneile Förderung des 
Bundes der Vertriebenen (BdV)? 

Welche Entgelte oder Aufwandsentschädigun- 
gen bekommen davon der Präsident, die Vize- 
präsidenten bzw. die Spitzenvertreter des BdV, 
und sind diese eventuellen Aufwandsentschä- 
digungen vom Bundesrechungshof genehmigt 
worden? 

Welche Mitglieder der Studienkommission für 
die Reform des öffentlichen Dienstrechts sind 
mit welchen einschlägigen Forschungsaufträ- 
gen und/oder Gutachten bedacht worden? 

Teilt die Bundesregierung die im SPD-Presse- 
dienst vom 29. September 1974 wiedergege- 
bene Auffassung, daß das Berufsbild der haupt- 
amtlichen Mitarbeiter von Parteien dadurch 
attraktiver gemacht werden soll, daß ihnen 
nach einer Zeit der Tätigkeit für die Partei 
„vereinfachte Übergangsbedingungen in den 
öffentlichen Dienst" zugesichert werden? 
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41. Abgeordneter Beabsichtigt oder erwägt die Bundesregierung 
Berger derartige Sonderregelungen für ehemalige Par- 

(CDU/CSU) teirnitarbeiter, und soll bejahendenfalls hin- 

sichtlich der fachlichen Anforderungen ähnlich 
verfahren werden, wie im Falle des früheren 
Kanzlerreferenten Guillaume? 


42. Abgeordneter Ist einem Mitglied des Parteivorstands der 

Dr. Franz DKP die Genehmigung zur Annahme eines 

(CDU/CSU) Ostberliner Ordens erteilt worden, und, sollte 

dies der Fall sein, auf Grund welcher Erwä- 
gungen hat die Bundesregierung diese Geneh- 
migung gegengezeichnet? 


4B. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 

(CDU CSU) 


Wie weit findet auf europäischer Gemein- 
schaftsebene ein planmäßiger Informations- 
austausch über die Planung neuer Standorte 
von Kernkraftwerken statt? 


44. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß sie in der „Umwelt-Zeitung" Nr. 2 vom 
31. August 1974 die von ihr selbst anerkann- 
ten sicherheitstechnischen Risiken kerntechni- 
scher Anlagen verharmlost hat, und, wenn ja, 
was hat sie dazu veranlaßt? 


45. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine wissen- 
schaftliche Untersuchung in Auftrag zu geben, 
um festzustellen, wie groß der Informations- 
stand der deutschen Jugend über den Komplex 
— Verbrechen an Deutschen — tatsächlich ist? 


46. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sich das partnerschaftliche Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat auf der Grundlage des Arti- 
kels 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit 
Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deut- 
schen Verfassung vom 11. August 1919, insbe- 
sondere der Status der Kirchen als Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, bewährt hat 
und daher keine Veranlassung b(?steht, die 
bestehende Rechtsstellung der Kirchen im 
Grundgesetz zu verändern? 


47. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU CSU) 


Will die Bundesregierung ein neues Verhält- 
nis zwischen Staat und Kirche schaffen z. B. 
durch die Aufhebung des öffentlich-rechtlichen 
Status der Kirchen, den Fortfall der Kirchen- 
steuer zugunsten eines kircheneigenen Bei- 
tragsystems und durch die Aufhebung von 
Vorträgen und Konkordaten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


48. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Was tut die Bundesregierung, um die 3,3 Mil- 
lionen junger Menschen, die am 1. Januar 1975 
das 18. Lebensjahr vollendet haben und voll- 
jährig werden, im Sinne des Berichts des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 
vom 6. März 1974 (Drucksache 7/1762) auf die 
mit der Volljährigkeit verbundenen Rechte und 
Pflichten vorzubereiten? 

Weiche Verhandlungen hat die Bundesregie- 
rung im Sinne des Berichts des Rechtsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages vom 
6. März 1974 (Drucksache 7/1762) mit den 
Bundesländern geführt, damit „der rechtskund- 
iiche Unterricht an den Schulen verstärkt 
wird“ ? 


Unter welchen Voraussetzungen können 
Rechtsanwälte der Deutschen Demokratischen 
Republik als Verteidiger an Straf- und Zivil- 
prozessen in der Bundesrepublik Deutschland 
teilnehmen? 


51. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Können Rechtsanwälte aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland Mandanten in Straf- und 
Zivilprozessen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik vertreten? 


52. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU CSU) 


Was ist der Bundesregierung über die Ent- 
wendung wichtiger technischer Konstruktions- 
zeichnungen für den Neubau des Kanzleramtes 
bekannt, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß für ausländische Nachrichten- 
dienste eine großes Interesse an diesen Kon- 
struktionszeichnungen besteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


53. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen 
des verstärkten Andrangs von in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden amerikanischen 
Staatsangehörigen zum zivilen Dienst bei den 
amerikanischen Truppen am 8. Mai 1974 eine 
Verfügung des Headquarters European Ex- 
change System erging, wonach bei der Einstel- 
lung Angehörige der amerikanischen Armee 
und Zivilamerikaner die erste Priorität (first 
priority) haben, deutsche Staatsangehörige 
aber nur die zweite Priorität? 


54. Abgeordneter Entspricht die damit verbundene Verdrängung 
Dr. Althammer deutscher Staatsangehöriger den vertraglichen 
(CDU/CSU) Abmachungen aus dem Truppenvertrag und 

den ergänzenden Vereinbarungen? 
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55. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


56. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


57. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 

59. Abgeordneter 

Walkhoff 

(SPD) 


60. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


In welchem Ausmaß sind Personalkosten am 
neuen Rekordhaushaltsentwurf der EG betei- 
ligt, und ist die Bundesregierung bereit, auf 
die Brüsseler Institutionen im Sinne einer 
restriktiven Personalpolitik hinzuwirken, wenn 
schon eine koordinierte Haushaltspolitik ge- 
ringer Zuwachsraten nicht erreichbar ist? 

In welchem Umfang gedenkt die Bundesregie- 
rung, den landwirtschaftlichen Sektor an den 
konjunkturellen Förderungsmaßnahmen für 
benachteiligte Regionen und Sektoren in Höhe 
von 900 Millionen DM zu beteiligen, und an 
welche agrarischen Bereiche ist dabei gedacht? 

In welcher Höhe, für welche Zwecke, zu wel- 
chen Konditionen und bei welchen Gläubigern 
haben die Bundesregierung und/oder die Son- 
dervermögen des Bundes mittelbar oder un- 
mittelbar Auslandskredite aufgenommen (Hin- 
weis auf „Welt" und „Frankfurter Neue Pres- 
se" vom 3. Oktober 1974)? 

Welche Auffassung hat die Bundesbank in 
bezug auf diese Kreditaufnahmen vertreten? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß kosten- 
los erworbene Brennrechte zur Zeit zu einem 
Preis von 500 DM/hl bis 600 DM/hl gehandelt 
werden, so daß landwirtschaftliche Kornbren- 
nereien, die bis zu 400 hl Brennrecht erwerben 
können, mindestens 200 000 DM Gewinn und 
Inhaber eines Kartoffelbrennrechts bis zu 
1500 hl 750 000 DM bis 900 000 DM Gewinn 
erlangen können, und hält es die Bundesregie- 
rung für richtig, derartige Spekulationsgewin- 
ne zukünftig dadurch auszuschließen, daß land- 
wirtschaftliche und gewerbliche Brennrechte 
nicht mehr verkauft werden können, sondern 
bei Betriebsaufgabe an den Staat zurückfallen? 

Welchen Sinn haben die sogenannten Brannt- 
weineigenlager mit Bewachung durch Zollbe- 
amte bei Branntwein Verarbeitern, verursa- 
chen diese nicht unverhältnismäßig hohe Ko- 
sten und könnten diese nicht durch eine genaue 
Überprüfung der Wareneingangs- und Aus- 
gangsbücher ersetzt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit Rücksicht 
auf die oft schwierige wirtschaftliche Lage von 
Zeitungsverlagen diese von der Mehrwert- 
steuer zu befreien und die bereits beschlosse- 
nen Postzeitungsgebühren zu revidieren, oder 
was wird die Bundesregierung tun, um die 
wirtschaftliche Situation der Zeitungsverlage 
zu verbessern? 

Wie hoch sind gegenwärtig die kurz-, mittel- 
und langfristigen Forderungen der Bundesre- 
publik Deutschland gegenüber anderen Staa- 
ten? 


U) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


63. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 

67. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


68. Abgeordneter 
Höcherl 

(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Neu- 
abgrenzung der Fördergebiete der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" — vorläufiger Stand — 
gemäß Beschluß des Planungsausschusses vom 
21. August 1974 erhebliche Unruhe und Un- 
sicherheit in den negativ betroffenen Gebieten 
ausgelöst hat, und ist die Bundesregierung 
bereit, die wissenschaftlichen, tabellarischen 
und kartographischen Unterlagen, die die 
Grundlage für die Neuabgrenzung gebildet 
haben, den Mitgliedern des Hauses generell 
oder auf Anforderung zur Verfügung zu stel- 
len? 

Welche erläuternden Hinweise beabsichtigt die 
Bundesregierung über das Schreiben des Bun- 
desministers für Wirtschaft vom 23. August 
1974 hinaus den Mitgliedern des Hauses zur 
Verfügung zu stellen, die die Beschlußfassung 
im Planungsausschuß der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" durchsichtig und nachvollzieh- 
bar machen? 

Hat die Bundesregierung bei der Verteilung 
der Mittel des Konjunktursonderprogramms 
die zu erwartende Entwicklung der Arbeits- 
losenzahlen zugrundegelegt, um somit künfti- 
gen Auswirkungen entgegenzutreten? 

Gibt es eine neue Ausbildungsordnung für 
Kunststoffwerker, und wenn nein, bis wann 
ist damit zu rechnen? 


Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß eine 
längere Pause in den Verhandlungen um die 
Errichtung des europäischen Regionalfonds vor 
allem im Bereich der Kommunen mit großer 
Besorgnis aufgenommen wird, und ist sie unter 
diesem Gesichtspunkt bereit, mit Nachdruck 
auf einen schnellen Fortgang der Verhandlun- 
gen hinzuwirken? 

Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der 
optimistischen Beurteilung der sogenannten 
Konzertierten Aktion durch den Bundeswirt- 
schaftsminister und den neuen Lohnforderun- 
gen im Eisen- und Stahlbereich, und wie ist 
dieser bejahendenfalls zu erklären? 

Welche Beteiligung des Zonenrandgebietes am 
Sonderprogramm zur Abstützung der Beschäf- 
tigung betrachtet die Bundesregierung unter 
Berücksichtigung des Zonenrandanteils von 
45®/ü an den Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
für angemessen? 
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70. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil des Zonenrandgebietes 
bei Teil B des Sonderprogramms zur regio- 
nalen und lokalen Abstützung der Beschäfti- 
gung? 


71. Abgeordneter Wie setzt sich der innerdeutsche Handel nach 
Niegel Gütern (gewerbliche und landwirtschaftliche 

(CDU/CSU) Waren) absolut und relativ zusammen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


72. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Dr. Früh 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Josten 

(CDU/CSU) 


Liegt darin nicht ein Widerspruch, daß die 
Bundesregierung mit den Ländern gemeinsam 
950 Millionen DM in strukturschwachen Räu- 
men zur Konjunkturbelebung eihsetzen will, 
andererseits aber im Einzelplan 10 des Bun- 
deshaushaltsplans die Gemeinschaftsaufgabe 
„Agrarstruktur und Küstenschutz" um 133 Mil- 
lionen DM zu senken gewillt ist? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Ita- 
lien große Mengen Fleisch aus dem Ostblock 
einführt, und was gedenkt sie gegebenenfalls 
zum Schutze der deutschen und vor allem der 
bayerischen Landwirtschaft dagegen zu unter- 
nehmen? 

Ist die Auslegung des § 42 Abs. 2 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe cc des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte zutreffend, daß derje- 
nige. Betrieb, der als entwicklungsfähiger Be- 
trieb für betriebliche Investitionen nach den 
Richtlinien für die Förderung von einzelbetrieb- 
lichen Investitionen in der Landwirtschaft und 
für die Förderung der ländlichen Siedlung ge- 
fördert wird, zunächst ausschließlich als auf- 
nehmender Betrieb in Frage kommt und erst 
dann, wenn derartige Betriebe in unmittelbarer 
Nähe nicht vorhanden sind, andere überneh- 
mende Betriebe unter bestimmten Vorausset- 
zungen zum Zuge kommen, und können, sollte 
dies zutreffen, diesen bevorrechtigten Betrie- 
ben diejenigen Betriebe gleichgestellt werden, 
die nach den Richtlinien förderungsfähig sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die seit 
1951 in Geisenheim/Rhein bestehende Bundes- 
anstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Er- 
zeugnisse nach Pensionierung ihres Leiters 
und Gründers, Universitäts-Professor Dr. Wer- 
ner Schuphan, seit über zehn Monaten ohne 
Nachfolger ist und daß die seit Gründung der 
Anstalt für die Gesunderhaltung der Verbrau- 
cher nützlichen und unentbehrlichen Arbeiten 
auslaufen sollen? 

In welcher Weise unterstützt die Bundesregie- 
rung die Bemühungen der Vogelschutzver- 
bände in der Bundesrepublik Deutschland, den 
Vogelmord, besonders in Italien und Belgien, 
zu verhindern? 
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77. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche Schä- 
den durch Massenvernichtung von Singvögeln 
bisher schon entstanden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


78. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Werner 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Vogelsang 
(SPD) 


82. Abgeordneter 
Vehar 

(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Überlegungen der Bundes- 
regierung gediehen, im Rahmen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung eine ausreichende 
und eigenständige Altersversorgung für die 
Frau zu schaffen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung heute zu 
der wiederholt geforderten Beseitigung der 
Anrechnung der Witwengrundrente bzw. deren 
jährlichen Erhöhungen an den laut Bundes- 
versorgungsgesetz bestehenden Schadensaus- 
gleich? 

Trifft die Meldung des Deutschen Caritasver- 
bands vom 3. September 1974 zu, im Caritas- 
Dienst könnten noch 756 Dienstleistende aus 
dem Kreis der Wehrdienstverweigerer unter- 
gebracht werden, und warum wird von diesem 
Angebot angesichts des Mangels freier Plätze 
und der Vielzahl von Wehrdienstverweige- 
rern, die nicht zur Ableistung des Zivildienstes 
herangezogen werden können, kein Gebrauch 
gemacht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Arbeitszeitverkürzung auf 40 Stunden pro 
Woche bei der Besetzung eines Arbeitsplatzes 
mit zwei Halbtagskräften von diesen eine 
Arbeitszeit erreicht wird, die nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz geringfügig ist und so- 
mit keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld be- 
gründet, und ist die Bundesregierung bereit, 
diesem Zustand abzuhelfen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die staatliche Unterstützung in Höhe von 
130 DM über den Bundeshaushalt und 170 DM 
über die Länderhaushalte für die eminent 
wichtige Aufgabe der Unfallbekämpfung völlig 
unzureichend ist, da laut Aussagen der Aktion 
„das sichere Haus" e. V. in München in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
West-Berlin jährlich über 2 Millionen Unfälle 
im häuslichen Bereich passieren, darunter 
nahezu 11 000 tödliche Unfälle, und daß diese 
Zahlen nach bisher vorliegenden Zahlen 1974 
wahrscheinlich noch höher liegen werden, und 
hat die Bundesregierung die Absicht, in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern in den nächsten 
Jahren mehr finanzielle Mittel zur Bekämpfung 
der. häuslichen Unfälle bereitzustellen, bzw. 
welche eigenen Vorstellungen hat die Bundes- 
regierung hinsichtlich dieser Aufgabe? 
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83. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


84. Abgeordneter 
Rommerskirchen 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Dr. Kraske 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Schirmer 
(SPD) 


87. Abgeordneter 
Schirmer 
(SPD) 


88. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Wie entwickelt sich die Schwerhörigkeit als 
Berufskrankheit im Verhältnis zu anderen Be- 
rufskrankeiten, und zu welchen Maßnahmen 
und Überlegungen auf dem Gebiet des Lärm- 
schutzes im allgemeinen und des Arbeitsschut- 
zes im besonderen gibt die Entwicklung Anlaß? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Wie ist es mit der Pflicht zur objektiven Be- 
richterstattung zu vereinbaren, daß das Solda- 
ten-Mitteilungsblatt „Bundeswehr aktuell" in 
seiner Nummer 10/167 vom 6. September 1974 
eine Auseinandersetzung des Bundesvertei- 
digungsministers mit einem vermeintlichen 
Standpunkt de.r CDU/CSU zum Thema „Bun- 
deswehr und 40-Stunden-Woche" veröffent- 
licht, den Abdruck der tatsächlichen Stellung- 
nahme der Opposition jedoch verweigert? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich das mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Soldatenmitteilungsblatt „Bundeswehr aktuell" 
um eine objektive Berichterstattung bemühen 
muß und infolgedessen nicht zum Mittel partei- 
politischer Auseinandersetzung mißbraucht 
werden darf? 

Welchen Erfolg hatten inzwischen die in der 
DPC-Ministerratssitzung und durch bilaterale 
Verhandlungen unternommenen Bemühungen 
des Bundesministers der Verteidigung, um zu 
verhindern, daß die Regierüng der Nieder- 
lande ihre im Verteidigungsweißbuch veröf- 
fentlichte Absicht realisiert und einen Teil 
ihrer auf deutschem Boden stationierten Ver- 
bände zurückzieht? 

Wird sich die Bundesregierung weiter darum 
bemühen, den nicht vereinbarten Abzug ver- 
bündeter Militäreinheiten zu verhindern, und 
wird sie dabei möglichst auch die zivilen (ört- 
lichen und regionalen) Belange berücksichti- 
gen, wie das z. B. im Bereich der Stadt Olden- 
dorf deutlich wird, wenn der vom Kommandeur 
niederländischer Einheiten angekündigte Ab- 
zug stattfinden sollte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den im 
Stern Nr. 40 Seite 78 wiedergegebenen Aus- 
spruch eines Oberstleutnants „Wir sprechen 
zwar offiziell von Innerer Führung, aber in 
Wirklichkeit bilden wir eine Elite aus" und , 
den eines Obersten auf Seite 137 über die 
Innere Führung „Nach 15 Jahren Bundeswehr 
habe ich immer noch nicht begriffen, was das 
sein soll. Das verwirrt doch die Soldaten nur."? 
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89. Abgeordneter 
Würtz 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den im 
Stern-Artikel namentlich genannten Offizieren, 
falls sich die Aussagen als richtig wiedergege- 
ben herausstellen, die Grundsätze der Inneren 
Führung zu erläutern? 


90. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um eine Wiederholung tragischer 
Unfälle, wie den Tod des herz- und nieren- 
kranken Pioniers Friedhelm Willemsen nach 
einem 20-km-Marsch, zu verhindern? 


91. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Muste- 
rungsordnung unverzüglich so zu ändern, daß 
derartige krasse Fehldiagnosen — ein Herz- 
fehler wäre mit einem normalen EKG erkenn- 
bar gewesen — zukünftig ausgeschlossen wer- 
den, beispielsweise durch Überprüfung von 
Musterungsdiagnosen durch andere Arzte, und 
wird die Bundesregierung von sich aus darauf 
einwirken, eventuell solche Vorurteile in Mu- 
sterungskommissionen, jeder Musterungskan- 
didat sei von vornherein ein möglicher Simu- 
lant, abzubauen? 


92. Abgeordnete 
Frau Tübler 

(CDU/CSU) 


Bedeuten die in der Presse wiedergegebenen 
Äußerungen des Bundesverteidigungsministers 
Leber zur Möglichkeit, Frauen auch in den 
Teilstreitkräften als Soldaten Funktionen aus- 
üben zu lassen, daß bereits entsprechende 
Planungen im Bundesverteidigungsministerium 
bestehen, bzw. Überlegungen in dieser Rich- 
tung angestellt werden? 


93. Abgeordnete Wenn dies zutrifft, an welche Verwendungen 
Frau Tübler und Laufbahnen, insbesondere in den Teil- 

(CDU/CSU) Streitkräften Heer und Marine, ist dabei ge- 

dacht? 


94. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Trifft es zu, daß deutsche Offiziere Südafrika 
in ihrer Eigenschaft als Militärpersonen öfters 
bereisen, obwohl an eine Ausweitung des 
Nato-Bereichs über den Wendekreis des Kreb- 
ses nicht gedacht ist, und wenn ja, welche Auf- 
gaben haben sie? 


95. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Zahl von Wehrdienstverweige- 
rern ist zu rechnen, wenn nach den Plänen der 
Bundesregierung die Wehrpflichtigen in Zu- 
kunft ohne Prüfungsverfahren zwischen dem 
Dienst in der Bundeswehr und dem zivilen 
Ersatzdienst werden wählen können, und wel- 
che Tatsachen haben den Bundesverteidi- 
gungsminister zu der Aussage veranlaßt, „ich 
stehe vor jedermann gerade, daß die Einsatz- 
bereitschaft der Bundeswehr nicht beeinträch- 
tigt wird"? 
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96, Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist sichergestellt, daß im Falle der freien Wahl 
zwischen Wehrdienst und zivilem Ersatzdienst 
genügend Ersatzdienstplätze zur Verfügung 
stehen, und treffen Pressemeldungen zu, daß 
die Kosten für die zusäztlichen Ersatzdienst- 
plätze sich auf 600 Millionen DM belaufen 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


97. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Entwurfs des Bundesraumordnungsprogramms 
vom 25. Juli 1974, wonach die wirtschaftlichen 
und infrastrukturellen Schwächen des emslän- 
disch-ostfriesischen Raums, über eine ver- 
stärkte Wirtschaftsförderung hinaus eine Ver- 
besserung der überregionalen Verkehrseinbin- 
dung erforderlich macht? 


98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Markt- 
Ey Sättigungserscheinungen im Wohnungsbau, 

(CDU/CSU) und in welchem Umfang sind im Bundesgebiet 

Leerwohnungen vorhanden? 


99. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung das an- 
Ey fallende Finanzaufkommen aus der von ihr 

(CDU/CSU) beabsichtigten Planungswertausgleichsabgabe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


100. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung den Senat von Berlin 
gebeten, dafür zu sorgen, daß in Prospekten 
des Berliner Verkehrsamts der bisher enthal- 
tene Hinw^eis auf den Berliner Amtssitz des 
Bundespräsidenten ausgelassen wird? 

Welchen Betrag hat die Bundesregierung in 
den letzten fünf Jahren (1969 bis 1973) für den 
Ankauf von Defa-Filmen ausgegeben, welche 
Filme wurden angekauft, wieviel Kopien her- 
gestellt, und was kosteten diese Kopien und 
der Vertrieb? 

Welche Angaben kann die Bundesregierung 
über die Verbreitung und Zuschauerzahlen bei 
Defa-Filmen machen, und welche Erfahrungen 
wurden bei der Verbreitung dieser Filme in 
der Bundesrepublik Deutschland gewonnen, 
gibt es Untersuchungen und Auswertungen 
über ihre Wirkung? 
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103. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Was für Filme Westdeutscher und Westber- 
liner Firmen zum Deutschland-Thema wurden 
in Auftragsproduktion hergesteilt oder ange- 
kauft, und wie hoch waren hier die Kosten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


104. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Flält die Bundesregierung die in der Monitor- 
Sendung des ARD vom 23. September 1974 
gemachten Angaben über freie, ungenutzte 
Kapazitäten an den Hochschulen für richtig? 


105. Abgeordneter Was tut oder gedenkt die Bundesregierung zu 
Dr. Meinecke tun, um eine volle Kapazitätsauslastung der 

(Hamburg) Hochschulen sicherzustellen? 

(SPD) 


106. Abgeordneter 
Schreiber 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 
Absolventen der sogenannten Sonderbegab- 
tenprüfung während ihres Studiums außeror- 
dentliche finanzielle Härten entstehen, und 
wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, 
dieser Personengruppe im Rahmen des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes einen Förde- 
rungsbetrag zu gewähren, der dem Einkommen 
dieser Personen im vorher ausgeübten Beruf 
entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


107. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Welche disziplinären Schritte sind gegen die- 
jenigen Angehörigen des Bundesnachrichten- 
dienstes eingeleitet worden, die sich nach der 
Erklärung der Parlamentarischen Staatssekre- 
tärin des Bundeskanzleramtes vor dem Deut- 
schen Bundestag am 19. September 1974 ohne 
Auftrag vorschriftswidrige Aufgaben gemacht 
haben? 


108. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
Verlautbarungen, in denen von Gesprächen 
des Leiters der Ständigen Vertretung der Bun- 
desrepublik Deutschland in Ost-Berlin mit dem 
SED-Chef und dem stellvertretenden „DDR"- 
Außenminister über ein „Paket“ die Rede ist. 
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109. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


110. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


111. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


112. Abgeordneter 

Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Höcherl 

(CDU/CSU) 


in dem auch die Frage der Rücknahme der 
widerrechtlichen Erhöhung des Zwangsum- 
tauschsatzes enthalten sein soll, in der Öffent- 
lichkeit wie bei den Gesprächspartnern den 
Eindruck erwecken, die Rücknahme könne Ge- 
genstand von Absprachen und Gegenleistun- 
gen sein, und worauf gründet die Bundesregie- 
rung ihre Hoffnung, Ost-Berlin werde diese 
rechtswidrige Maßnahme vollständig zurück- 
nehmen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die einheitliche Altersversorgung für 
alle Journalisten, die bei Presse und Rundfunk 
beschäftgt sind, weiter zu fördern? 


Stehen die Bundesregierung, einzelne Bundes- 
ministerien oder nachgeordnete Behörden in 
irgend einer Verbindung finanzieller Art mit 
unabhängig firmierenden Pressediensten, und 
erhalten gegebenenfalls derartige Pressedien- 
ste in irgend einer Form finanzielle Zuwendun- 
gen aus Bundesmitteln für die Verbreitung 
— auch regierungsgenehmer — Informatio- 
nen? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Welche Hindernisse gibt es im einzelnen für 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu 
den selbständigen Staaten, die die Bundes- 
regierung bisher nicht anerkannt hat? 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 3. Okto- 
ber 1974 zu, einem von polnischen Polizisten 
in Landsberg an der Warthe verhafteten Ber- 
liner sei verwehrt worden, mit der Deutschen 
Botschaft in Warschau Kontakt aufzunehmen, 
und was hat die Bundesregierung getan, um 
die Kompetenzen und Zuständigkeiten der 
Deutschen Botschaft in Warschau gegenüber 
den polnischen Behörden zu wahren? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Stimmabgabe der deutschen Delegation 
in der UNO in der Frage Südafrikas wider- 
sprüchlich ist, und was sind bejahendenfalls 
die Gründe hierfür? 
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114. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sich die Stellungnahme des Botschaftsrats Va- 
lentin a. Koptelzew auf einer Tagung in Loc- 
cum dahin, die „Träume" von einer Wieder- 
vereinigung seien nicht mehr real (die „Welt" 
vom 17. September 1974), mit Artikel 41 Abs. 1 
der Wiener Dipiomatenkonvention vom 
18. April 1961 vereinbaren lasse, wonach 
„Diplomaten verpflichtet sind, sich nicht in die 
inneren Angelegenheiten des Empfangsstaates 
einzumischen", und was beabsichtigt sie zu tun, 
um die Beachtung auch dieser von der Sowjet- 
union feierlich übernommenen Verpflichtung 
durchzusetzen? 


Hat die Bundesregierung die zwangsweise 
Trennung aus den Oder-Neiße-Gebieten aus- 
reisender deutscher Familien in der Weise 
„jeweils dem polnischen Außenministerium 
gegenüber zur Sprache gebracht" (Stenogra- 
phischer Bericht über die 116. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, Seite 7812), daß sie 
gemäß Merkblatt 5 der GO für die Vertretun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland im Aus- 
land mit den Richtlinien für den diplomati- 
schen Verkehr eine „Verbalnote" oder ein 
„Memorandum" — die auch als diplomatische 
Interventionen gegenüber dem polnischen Au- 
ßenministerium ausdrücklich bezeichnet wur- 
den — überreichte, und hat sie dabei darauf 
verwiesen, daß sie in Wahrnehmung der Ver- 
fassungspflicht zum Schutz der deutschen Fa- 
milien im Rahmen des völkerrechtlich Zulässi- 
gen handle und sie die Zerreißung der Fami- 
lien bei der Ausreise als Erschütterung der in 
der „Information" niedergelegten Vertrags- 
grundlage behandeln müsse? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
von Sdioeler 
(FDP) 


2. Abgeordneter 
von Schoeler 


(FDP) 


3. Abgeordneter 
Rollmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer 
Untersuchung der südafrikanischen Gruppe 
„Programm für sozialen Wandel" über die 
Arbeitsbedingungen der schwarzen Angestell- 
ten an der Deutschen Schule in Johannesburg, 
die jährlich Zuwendungen aus Bundesmitteln 
erhält, bekannt, nach dem die schwarzen An- 
gestellten einen wöchentliciien Durchschnitts- 
lohn erhalten, der weit unter der „poverty 
datum line" liegt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß diese von ihr geförderte 
Einrichtung durch eine solche Ausnutzung ihrer 
schwarzen Angestellten einen Beitrag zur Ras- 
sendiskriminierung in Südafrika leistet? 

Welche humanitäre Hilfe kann und wird die 
Bundesregierung für die Zehntausenden von 
kurdischen Flüchtlingen leisten, die aus dem 
Irak in den Iran flüchten? 


4. Abgeordneter 
Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, bei Ausstellun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland in der 
Sowjetunion sollen in Zukunft die Aussteller 
aus dem Land Berlin gesondert gruppiert wer- 
den und auf ihren Ständen Berliner Wimpel 
anbringen sowie hiinweise mit den einschlägi- 
gen Bestimmungen des Vier-Mächte- Abkom- 
mens über Berlin aufstellen, was sie als eine 
glätte Diskriminierung empfinden, und was hat 
die Bundesregierung unternommen, um eine 
befriedigende Regelung zu erreichen, die hin- 
ter der bisherigen Praxis nicht zurückbleibt, 
das Vier-Mächte-Abkommen voll ausschöpft 
und für andere Messen im Bereich des War- 
schauer Paktes, wie etwa in Posen, keinen 
negativen Präzedenzfall schafft? 


5. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 3. Septem- 
ber 1974 zu, die Sowjetunion weigere sich, 
Berlin als Austragungsort des Hallenhandball- 
Länderspiels der Frauen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der UdSSR am 20. 
Oktober 1974 zu akzeptieren, und was hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — unter- 
nommen, um die Einbeziehung des Landes 
Berlin in die sportlichen Kontakte zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der So- 
wjetunion entsprechend dem Vier-Mächte-Ab- 
kommen über Berlin sicherzustellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


9. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


10. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Treffen Meldungen zu, wonach für Polizei und 
Bundesgrenzschutz im gesamten Bundesgebiet 
eine einheitliche Uniformierung vorgesehen 
ist, und welche detaillierten Vorstellungen hat 
die Bundesregierung darüber? 

Ist die Bundesregierung bereit, die im Dritten 
Besoldungserhöhungsgesetz nicht verwirklich- 
te besoldungsmäßige Gleichstellung der 6-se- 
mestrigen graduierten Ingenieure als Absol- 
venten einer höheren Fachschule mit den 
6-semestrigen graduierten Ingenieuren als Ab- 
solventen einer Fachhochschule in Kürze vor- 
zunehmen? 

Welche Rolle spielt die Wasserschutzpolizei 
im Sicherheitsprogramm der Bundesregierung, 
und gedenkt die Bundesregierung, im Rahmen 
der Fortschreibung ihres Sicherheitspro- 
gramms, entsprechende Grundsätze zu ver- 
öffentlichen? 

Welche technischen, organisatorischen und per- 
sonellen Schlußfolgerungen wird die Bundes- 
regierung aus der von einer Sonderkommis- 
sion im Auftrag der Innenministerkonferenz 
erarbeiteten „Studie über die soziale Lage der 
Polizei in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland" ziehen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um die in dieser Studie deutlich gewordene 
Differenzierung der Arbeitsvoraussetzungen 
und -bedingungen der Kriminalpolizei in den 
Ländern im Interesse einer wirksameren Ver- 
brechensaufklärung und -Verhütung und der 
Verwirklichung eines einheitlichen Sicherheits- 
programms zu harmonisieren? 


Ist das Plutonium-Lager in Wolfgang bei Ha- 
nau bereits eingerichtet, oder befindet es sich 
erst im Genehmigungsverfahren bzw. wenn 
letzteres zutrifft, ist damit zu rechnen, daß die 
Genehmigung erteilt wird? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
Widerspruch zwischen der Antwort des Bun- 
desministers Prof. Dr. Maihofer vom 19. Au- 
gust 1974 auf die Anfrage des Abgeordneten* 
Gerlach und der Aussage der zuständigen Be- 
triebsleitung, daß sich in Wolfgang bisher nur 
im Vergleich zu europäischen Nachbarländern 
relativ geringe Mengen Plutonium im Arbeits- 
prozeß zur Herstellung von Brennelementen 
befinden? 
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13. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Einzelgründe der 
geplanten amerikanischen Atomreaktoren- 
Stillegungen sowie Art und Umfang der vom 
amerikanischen Atomsicherheitsexperten Carl 
Hocevar angegebenen ungelösten Sicherheits- 
probleme bekannt und wie lauten diese? 


14. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Können derartige massierte Stillegungsmaß- 
nahmen aus den gleichen Gründen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland erforderlich wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


15. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, nähere 
Angaben darüber zu machen, zu welchen Er- 
gebnissen die Richtlinien zur wirksameren Be- 
kämpfung von Mietpreiserhöhungen nach § 2 b 
WiStG geführt haben? 


16. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung auch weiterhin die 
in den sogenannten Waldheimprozessen und 
entsprechend späteren Prozessen in der „DDR" 
ergangenen Urteile auch weiterhin als „Nicht- 
urteile" ansehen und dies auch bei Verträgen 
mit der „DDR" berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter 
Dr. Wörner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es sich um eine krasse Benachteiligung 
Baden-Württembergs bei der Mittelvergabe 
des Konjunktursonderprogramms handelt, und 
denkt sie gegebenenfalls daran, diese zu be- 
seitigen? 


18. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
bestehende Kartoffelbrennerei-Kontingente in- 
nerhalb des Biindesgebiets aus infolge allge- 
meinen Strukturwandels nicht mehr ausgela- 
steten Gebieten in Gebiete mit Brennerei-Kon- 
tingent-Unterversorgung zu übertragen, und 
ist die Bundesregierung bereit, die Fristen der 
Übertragungsmöglichkeit zu verlängern? 


19. Abgeordneter 
Burger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Frührentnern, 
deren Frauen arbeiten, oder Berufsunfähig- 
keitsrentnern mit zusätzlichem Einkommen, die 
wegen Bezugs von Kinderzuschüssen kein 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
beziehen, die finanzielle Schlechterstellung 
durch den Wegfall der Steuerfreibeträge in 
irgendeiner Form auszugleichen? 
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20. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
gang, daß Pressemitteilungen zufolge der Prä- 
sident einer Oberfinanzdirektion in dieser 
Eigenschaft eine Denkschrift einer Beamten- 
organisation zu Fragen des sich wandelnden 
Aufgabenbereichs der Zollverwaltung inner- 
halb einer bestimmten Region der Öffentlich- 
keit vorstellte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


21. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


23, Abgeordneter 

Dr. Ing. 

Oldenstadt 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Ing. 
Oldenstadt 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der Ausweisung« der Mittel des Konjunk- 
tursonderprogramms nicht nur die Arbeits- 
losenzahlen, sondern auch die Zahl der Kurz- 
arbeiter, die besonders in der Automobil- und 
Textilindustrie und deren Zulieferbetriebe in 
gewissen Bereichen Baden-Württembergs sehr 
hoch ist, hätte berücksichtigt werden müssen, 
was dann zu einer anderen Verteilung der 
Mittel geführt hätte? 

Hat die Bundesregierung bei den Beratungen 
über die Verteilung der Mittel des Konjunk- 
tursonderprogramms die Entwicklung der Ar- 
beitslosenzahlen in den Monaten August und 
September berücksichtigt? 

Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf 
die allseits geforderte und von ihr selbst ver- 
sprochene Transparenz planerischer Entschei- 
dungen für angemessen, die Mitglieder des 
Deutschen Bundestages über das Vorhanden- 
sein und die Grundzüge der sogenannten 
Klemmer-Studie erst dann zu unterrichten, 
wenn mit dem Beschluß des Planungsausschus- 
ses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstuktur" — auf der 
Grundlage dieser Studie — bereits wichtige 
und für die Betroffenen weithin unabänder- 
liche Entscheidungen getroffen sind? 

Hält es die Bundesregierung angesichts der 
Unruhe in den von den konjunkturellen und 
strukturellen Schwierigkeiten besonders be- 
troffenen wirtschaftsschwachen Gebieten für 
politisch klug, der Öffentlichkeit Karten über 
die zukünftigen Fördergebiete vorzulegen, in 
denen ganze Kreise aus der Förderung heraus- 
genommen zu sein scheinen, obwohl die Kreise 
nach der Darstellung von Professor Klemmer 
nur Annäherungen an die „gemeindescharf 
festgelegten Aktionsräume" darstellen, und 
die „Feinabstimmung" nach den Ausführungen 
des zuständigen Ministers erst Ende 1974 von 
den Landesregierungen vorgeschlagen werden 
soll? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


26. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


27, Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/'CSU) 


29. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Dr. Beermann 


(SPD) 


31. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche wichtigsten wasserbautechnischen Pro- 
jekte werden z. Z. in Bayern mit Bundesmitteln 
gefördert, und in welcher Höhe sind in den 
letzten fünf Jahren Gelder für diesen Zweck 
gegeben worden? 

Welche Leistungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung im Haushalt 1975 festzulegen zur 
Förderung von landwirtschaftlichen Neben- 
erwerbsbetrieben? 

Beabsichtigt die Bundesregierung durch Förde- 
rungsmaßnahmen für nebenberufliche Land- 
wirte, in den Höhengebieten und in von der 
Natur benachteiligten Zonen die Leistungen 
dieser Landwirte zur Pflege zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft zu honorieren? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Däne- 
mark ein technisches Verfahren entwickelt 
worden ist, das die Löslichkeit von Trocken- 
vollmilchpulver in Wasser durch die Zugabe 
von 0,2^Vo Lecithin wesentlich verbessert, und 
ist sie bereit zu prüfen, ob durch eine Ände- 
rung der Verordnung über Milcherzeugnisse 
ein derartiges Verfahren in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auch eingeführt werden kann? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auf die befreundete italienische Regierung da- 
hin gehend einzuwirken, daß die italienische 
Regierung Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Ausrottung von Millionen von Singvögeln in 
Italien ergreift? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
haltensforscher Prof. Dr. Leyhausen, Dr. G. 
Martin und Dr. J. Nicolai in einem Gutachten 
über die Batteriekäfighaltung von Legehennen 
zu dem Ergebnis kommen, „Die derzeit übli- 
chen Praktiken der Käfighaltung erfüllen den 
Tatbestand der Tierquälerei in hohem Aus- 
maß", und wie erklärt sie demgegenüber die 
vom Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten abgegebene Erklärung, 
daß die z. Z. übliche Batteriekäfighaltung von 
Legehennen nicht als tierschutzwidrig anzu- 
sehen sei? 

Wie wirkt sich nach Meinung der Bundesre- 
gierung die Abwertung des „grünen Pfundes" 
in Großbritannien auf den deutschen Butter- 
export nach England aus? 
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32. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Untersuchungen an- 
gestellt, ob die deutsche Fischereiwirtschaft 
— vor allem die Kutterfischerei — die Ver- 
teuerung des Dieselöls im Wirtschaftsjahr 
1975 trotz der Konkurrenz aus anderen EG- 
und Drittländern verkraften kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


33. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Niegel 

{CDU CSU) 


35. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung daran, bis zur 
Schaffung einer eigenständigen Altersversor- 
gung der Frau die Verbesserung der Witwen- 
rente so zu gestalten, daß die Witwe eines 
Rentners mehr als u» von dessen Rente erhält? 

Kann die Bundc^sregierung auf Grund der ihr 
jetzt vorliegenden Rechnungsergebnisse der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen für das 
Jahr 1973 mitteilen, wie hoch der Zuschuß des 
Bundes an die landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen je Altenteiler ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr, in 
Kenntnis dem Rechnungsergebnisse die Hohe 
des ßeitragszuschusses für befreite Altenteiler 
derjenigen des Zuschusses je gesetzlich ver- 
sicherten Altemteilors anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter WJe groß ist der Bundeswehr-Interessenanteil 
Milz für Infrastrukturmaßnahmen in Verbindung 

(CDU CSU) mit dem beabsichtigten Bau eines Sanitäts- 

depots in Zülpich im Kreis Euskirchen? 


37. Abgeordneter 
Milz 


(CDU CSU) 


Laßt der derzeitige Planungsstand zu, Art und 
Umfang aller notwendigen Infrastrukturmaß- 
nahmen abzugrenzen, und hat die Bundesre- 
gierung der Stadt Zülpich alle notwendigen 
Angaben dazu gemacht? 


38. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bestand an Listen für 
Buchanschaffungen der Truppenbüchereien 
1973 1974 verbraucht ist, und wenn ja, gedenkt 
die Bundesregierung, die Empfehlungsl isten 
nachzudrucken, und ist sie bereit, jedem Abge- 
ordneten des Deutschen Bundestages ein 
Exemplar zur Kenntnis zur Verfügung zu 
stellen? 
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39. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


43, Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Auflösung der Standortverwaltung Her- 
meskeil, wie sie von der Bundeswehrverwal- 
tung anscheinend geplant wird, keine sinn- 
volle Maßnahme darstellen würde, weil die 
große Bundeswehrgarnison in Hermeskeil am 
besten und am rationellsten von einer Stand- 
ortverwaltung in unmittelbarer Nähe betreut 
werden kann? 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß in 
jedem Fall die Weiterbeschäftigung des ge- 
samten Personals der Standortverwaltung Her- 
meskeil gewährleistet ist und daß soziale Här- 
ten für die Betroffenen, namentlich durch Ver- 
setzung zu entlegenen Standorten, vermieden 
werden? 

Mit wieviel Wehrdienstverweigerern auf 
Grund welcher Annahmen rechnet die Bundes- 
regierung für das Jahr 1976 und die folgenden 
Jahre, wenn das Prüfungsveitahren abgeschafft 
sein wird, und durch welche Maßnahmen ist 
sichergestellt, daß dann eine entsprechende 
Zahl von Zivildienstplätzen zur Verfügung 
steht? 

Trifft es zu, daß die Wehrbereichsverwaltung 
im nordhessischen Raum die Auflösung bzw. 
Zusammenlegung mehrerer Standortverwal- 
tungen beabsichtigt und wenn ja, ist damit 
eine zahlenmäßige Verminderung der bei die- 
sen Dienststellen vorhandenen Arbeitsplätzen 
verbunden? 

Welche Standortverwaltungen sind von der 
genannten Planung betroffen, nach welchen 
Gesichtspunkten wurde die Auswahl vorge- 
nommen und wurde z. B. bei der Standortver- 
waltung Homberg Bezirk Kassel bedacht, daß 
sie ihr neues Dienstgebäude mit großzügigen 
Werkstätten, Lagerräumen und Schutzräumen 
erst 1968 bezogen hat? 

Wie ist die Aussage des Bundesministers der 
Verteidigung über die Einschränkung des Flug- 
betriebs auf dem Flugplatz Leipheim ab 
31. März 1975 zu vereinbaren mit der durch 
die Festsetzung des Lärmschutzbereichs ver- 
bundenen Einschränkung der Bautätigkeit im 
Bereich Leipheim? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


45. Abgeordneter 
Biediele 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Lei- 
ter der amerikanischen Llmweltschutzbehörde, 
Rüssel Train, ein sofortiges Herstellungsver- 
bot für die beiden Pflanzenschutzmittel Aldrin 
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und Dieldrin verfügt hat, weil der Verdacht 
besteht, daß diese Pestizide Krebs verursachen 
können, und erwägt die Bundesregierung, ge- 
gebenenfalls ein gleiches Verbot für diese 
Pflanzenschutzmittel auszusprechen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


46. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Halt das Bundesverkehrsministerium an seiner 
ursprünglichen Absicht fest, die Ortsumgehung 
Oberndorf a. N. im Zuge der B 14 alsbald aus- 
zubauen und gleichzeitig die anderen notwen- 
digen Maßnahmen auf der B 14 zwischen Horb 
und Rottweil zu beginnen, um den stark zu- 
nehmenden Verkehr nach Fertigstellung von 
Teilabschnitten der Bundesautobahn Singen — 
Stuttgart aufnehmen zu können? 


47. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt das Bundesverkehrsmini- 
sterium, die für die Elektrifizierung der Gäu- — 
Neckar — Bodenseebahn unerläßliche Beseiti- 
gung der schienengleichen Bahnübergänge in 
Oberndorf und Epfendorf in Angriff zu neh- 
men ? 


48. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Baumaßnahmen sind nach dem gegen- 
wärtigen Stand an den Bundesstraßen 255, 277 
und 253 im Bereich der Landkreise Dillenburg, 
Wetzlar und Marburg/Biedenkopf in Angrifl 
genommen bzw. geplant, und welche Vorstel- 
lungen bestehen hinsichtlich des Zeitplans so- 
wie der Finanzierung? 


49. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU^CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der er- 
sten Fortschreibung des Gesamtverkehrsplans 
Bayern auch die Schaffung einer Bundesbahn- 
Schnellverbindung Bamberg — Fulda vorzuse- 
hen und als erste Maßnahme zur Schaffung 
dieses überregionalen Schienenverkehrsweges 
im Zonenrandgebiet bei der Deutschen Bundes- 
bahn die Schließung der Schienenlücke Ma- 
roldsweisach — Königshofen im Grabfeld anzu- 
streben? 


50. Abgeordneter Ist es richtig, daß infolge der geringen Elbtiefe 
Rollmann zwischen dem Elbe-Seitenkanal und Hamburg 

(CDU/CSU) ein vollschiffiger Binnenschiffahrtsverkehr 

nicht möglich ist, ohne daß die Bundesregie- 
rung daraus bisher irgendwelche Konsequen- 
zen gezogen hat? 
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51. Abgeordneter 
Wawrzik 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, im In- 
teresse des deutschen grenzüberschreitenden 
Güterverkehrs, Maßnahmen zum Abbau der 
der Wettbewerbsverzerrungen, die durch ge- 
ringere steuerliche und andere Belastungen für 
ausländische Unternehmen entstanden sind, zu 
ergreifen, und wenn ja, welche Maßnahmen 
und in welchem Zeitraum? 


52. Abgeordneter 
Dr. Hauff 


(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung zum Bundes- 
immissionsschutzgesetz die Rechtsverordnun- 
gen erlassen, die zur Festlegung von Schall- 
schutzmaßnahmen an Straßen und Schienen- 
wegen notwendig sind? 


53. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Straßen- 
Dr. Beermann verkehrs-Zulassungs-Ordnung dahin gehend 

iSPD) zu ändern, daß Pkw-Stoßstangen grundsätzlich 

in gleicher Höhe anzubringen sind? 


54. Abgeordneter 
Koblitz 


(SPD) 


Wann ist mit einer Verordnung zu rechnen, 
die das Dauerparken von Lastkraftwagen und 
Omnibussen in reinen Wohngebieten verbie- 
tet? 


55. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Lärmschutz- 
maßnahmen an der Bundesautobahn Köln — 
Darmstadt in der Gemarkung Flörsheim — 
Weilbach vorzusehen, nachdem wegen der Ab- 
flachung der Fahrbahn zahlreiche Klagen aus 
der Bevölkerung wegen Lärmbelästigungen 
vorgetragen werden? 


56. Abgeordnete 
Frau Stommel 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit, sich 
über die zu erwartenden Belästigungen unvor- 
eingenommen durch Ortstermin, so beispiels- 
weise in Köln-Chorweiler und Leverkusen- 
Rheindorf, vor dem eigentlichen Phonfeststel- 
lungsverfahren zu unterrichten, um die Deut- 
sche Bundesbahn gegebenenfalls von für un- 
zumutbar gehaltenen Planentwürfen abzuhal- 
ten? 


57. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wann wird nunmehr der nach § 36 des Bundes- 
bahngesetzes im Planfeststellungsverfahren 
zuständige Bundesminister für Verkehr über 
den Rangierbahnhof München entscheiden, und 
ist überhaupt angesichts der finanziellen Lage 
der Deutschen Bundesbahn mit dem Neubau 
eines Rangierbahnhofs München zu rechnen? 


58. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch belaufen sich die Belastungen der 
Deutschen Bundesbahn aus den Sozialkosten, 
die sich aus den Kricgsfolgelasten unter Be- 
rücksichtigung der Altersversorgung und der 
Soziallasten für Heimatvertriebene und Flücht- 
linge ergeben? 
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59. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 

60. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 

(SPD) 

61. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


62. Abgeordneter 

Nordlohne 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Bis wann kann mit dem Baubeginn der Bundes- 
straße 15 neu für den Streckenabschnitt Alten- 
stadt/WN. — Falkenberg gerechnet werden? 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn be- 
absichtigt, das Bundesbahnausbesserungswerk 
Braunschweig aufzulösen? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, die in dankenswerter Weise darum be- 
müht war, in Braunschweig neue Arbeitsplätze 
zu schaffen, darauf zu reagieren, wenn das 
Bundesbahnausbesserungswerk mit knapp 700 
Arbeitsplätzen geschlossen wird? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung nach 
dem Sonderprogramm zur regionalen und lo- 
kalen Abstützung der Beschäftigung aus dem 
Teil B bezüglich der Investitionszuschüsse zu 
den Hochbaumaßnahmen im Bereich des Son- 
dervermögens der Deutschen Bundesbahn in 
Höhe von insgesamt 79,3 Millionen DM die zu 
fördernden Maßnahmen festlegt, oder überläßt 
sie dieses der dafür zuständigen Bundesbahn- 
direktion? 

Sind von den 8,766 Millionen DM an Investi- 
tionszuschüssen für Niedersachsen, die für die 
Erhaltung, Ausbau, Erweiterung und Moder- 
nisierung von Werkstätten, Personen- und 
Güterabfertigungsanlagen, Sozialgebäuden, 
Neubau von Betriebs- und Abfertigungsanla- 
gen verwendet werden sollen, 600 000 DM für 
den Neubau eines Bahnhofes in der Stadt 
Vechta vorgesehen, oder wie ist sonst die 
Ausweisung der Mittel auf Seite 18, Teil B, 
des genannten Programms zu verstehen? 

Hält der Bund noch an seiner Zusage fest, mit 
dem Bau der Autobahn Würzburg — Ulm ab 
Würzburg zumindestens zu Beginn des zweiten 
Fünfjahresplanes 1976 zu beginnen, oder haben 
sich die Pläne über den Bau dieser Autobahn 
geändert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


65. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei dem Förderungs- 
programm für den Wohnungsbau nur Arbeits- 
amtsbezirke mit überdurchschnittlichen Ar- 
beitslosenzahlen berücksichtigt und damit 
nicht, wie in § 3 der Verwaltungsvereinbarung 
gemäß Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
vorgesehen, die Beschäftigungslage differen- 
ziert betrachtet? 


29 



Drucksache 7/2584 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


66. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung zwischenzeitlich ge- 
prüft, in welchem Umfang der Staatssekretär 
im Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau, Herr Dr. Hubert Abreß, 
die Verantwortung für die vom städtischen 
Revisionsamt in München beanstandeten 
Fehlleistungen des Stadtentwicklungsreferates 
während seiner dortigen Tätigkeit trägt, oder 
ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Fehlleistungen für die jetzige Qualifikation 
des Staatssekretärs nicht ins Gewicht fallen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


67. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Wie weit sind die in Punkt 11 des Zusatz- 
protokolls zu Art. 7 des Grundvertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR vorgeschriebenen Verhandlungen zur Re- 
gelung des nicht kommerziellen Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs gediehen, und ist in- 
zwischen die vom Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen, z. B. mit Schreiben vom 
2. Mai 1973, angekündigte befriedigende 
Regelung in Sachen Sparkonten und Heraus- 
gabe von Unterlagen an die in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden Berechtigten 
getroffen worden? 


68. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die In- 
dustrie- und Handelsbank der DDR die Her- 
ausgabe von Unterlagen über Wertpapierde- 
pots an Berechtigte in der Bundesrepublik 
Deutschland verweigert mit dem Hinweis, daß 
im Jahr 1945 sämtliche Kreditinstitute im jet- 
zigen Gebiet der DDR geschlossen worden 
seien, Unterlagen daher nicht mehr zur Ver- 
fügung ständen, und was gedenkt die Bundes- 
regierung hiergegen zu unternehmen? 


69. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Ist der Beschluß der Volkskammer in Ost-Ber- 
lin, aus der DDR- Verfassung den Begriff „deut- 
sche Nation" zu streichen, nicht auch beeinflußt 
worden durch die Ostpolitik der Bundesregie- 
rung und die damit zweifelsohne verbundene 
Aufwertung des SED-Staates, und wie ist der 
Standpunkt der Bundesregierung, daß „eine 
Nation durch Akte bloßer Gesetzgebung weder 
geschaffen noch beseitigt werden" können, ver- 
einbar mit der Ansicht der Regierung in Ost- 
Berlin, daß es in der DDR eine eigene „sozia- 
listische Nation" gebe? 
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70. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Weiche Auswirkung hat die Änderung der 
DDR-Verfassung, durch die sowohl der Begriff 
der deutschen Nation als auch der Wiederver- 
einigungsauftrag getilgt worden sind, auf die 
10-Punkte-Erklärung des Deutschen Bundes- 
tages vom 17. Mai 1972, wo „eine friedliche 
Wiederherstellung der nationalen Einheit" 
ausdrücklich als erstrebenswertes Ziel genannt 
worden war? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


71. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die finan- 
ziellen Belastungen und die technischen und 
wirtschaftlichen Aussichten der deutschen 
„Schnellerbrüter" -Entwicklung, und hält sie in 
diesem Zusammenhang die in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung unter der Überschrift 
„Schluß mit dem Natriumbrüter" vorgebrach- 
ten Auffassungen für richtig? 


72. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Hat die durch Vereinbarung zwischen dem 
Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie und der Arbeitsgemeinschaft der Groß- 
forschungsinstitute zustande gekommene Pro- 
grammgruppe „Angewandte Systemanalyse" 
inzwischen ihre Arbeit aufgenommen, weiche 
Gutachten hat sie vergeben, steht sie in Ver- 
bindung mit dem Ausschuß „Europa + 30" 
bzw. mit sonstigen nationalen (OTA in USA) 
und internationalen (etwa „Scientific Council 
for government poiicies" in den Niederlanden) 
Gruppen, die dieselben Ziele verfolgen? 


73. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das vom 
Pittsburg Energy Research Center (nach einer 
ZEIT-Meldung vom 26. April 1974) entwickelte 
Verfahren SynthOIL (Synthetic oil), das angeb- 
lich „alle Kohlensorten, auch die extrem 
schwefelhaltigen, in reines Heizöl umwandeln 
soll" und gleichzeitig „das erste künstliche öl 
sein soll, mit dem man Gewinn erzielen kann"? 


74. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfange wurde das Internationale 
Institut für Führungsaufgaben in der Technik 
(IIMT) in Mailand seit seiner Gründung durch 
die Bundesregierung durch direkte Zuwendun- 
gen und durch Forschungsaufträge gefördert, 
und wie viele Personen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben an Kursen dieses In- 
stituts teilgenommen? 


31 



Drucksache 7/2584 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


75. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Gehälter der Instituts- 
leitung des Internationalen Instituts für Füh- 
rungsaufgaben in der Technik (IIMT) im inter- 
nationalen Vergleich als überhöht gelten, und 
gedenkt die Bundesregierung, durch Einwir- 
kung auf Nichtverlängerung bestehender An- 
stellungsverträge darauf hinzuwirken, daß die 
Geschäftsführung dieses Instituts umstruktu- 
iert wird? 


76. Abgeordneter 

Krockert 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung For- 
schungsberichte des Space Physics Research 
Laboratory der Michigan University (vgl. „Die 
Zeit" Nr. 40/1974 S. 56), wonach die Verwen- 
dung von Fluorkohlenstoff als Treibgas in den 
achtziger Jahren zu einer teilweisen Zerstö- 
rung der Stratosphären Ozonschicht führen 
muß, zudem auch Überschallflugzeug-Abgase 
an diesem Prozeß beteiligt sein sollen, und 
welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für angemessen, um international einen Schutz 
der Ozonschicht zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


77. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit einer Änderung des § 25 Abs. 3 
Nr. 1 und 2 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes mit der Maßgabe, daß für die Zuord- 
nung der Kinder nach Nr. 1 oder Nr. 2 eine 
tatsächliche Förderung entscheidend ist? 


Bonn, den 4. Oktober 1974 



